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ARBEITSGEMEINSCHAFT ALPENLÄNDER
COMUNITÀ DI LAVORO REGIONI ALPINE






 

RESOLUTION

DER MITGLIEDSLÄNDER DER ARGE ALP

zum Vertrag über eine Verfassungs FÜR EUROPA

Die Staats- und Regierungschef der Europäischen Union haben beim Europäischen Rat am 17. und 18. Juni 2004 in Brüssel eine Verfassung für Europa beschlossen. Die Arbeitsge​meinschaft Alpenländer begrüßt dies. Die Verfassung stellt einen wichtigen Schritt zur Ver​tiefung der europäischen Integration dar und ist auch vor dem Hintergrund der gerade voll​zogenen Erweiterung der EU von besonderer Bedeutung. Die Arge Alp gibt ihrer Hoffnung Ausdruck, dass die Bürgerinnen und Bürger Europas dieses Projekt unterstützen und in den Referenden, die nach den jeweiligen nationalen Verfassungen zur Ratifikation erforderlich sind, der Verfassung zustimmen werden.

Für die Mitgliedsländer der Arge Alp als gesetzgebende Regionen hat die Verfassung auch deshalb besondere Bedeutung, da mit ihr der regionalen Dimension der europäischen Inte​gration stärker als bisher Rechnung getragen wird. So 

· wird im Wortlaut des Subsidiaritätsprinzips erstmals auf die regionale und lokale Ebene verwiesen,

· hat die Kommission vor Vorlage eines Rechtsvorschlages umfangreiche Anhörungen durchzuführen, die auch „der regionalen und lokalen Dimension der in Betracht ge​zogenen Maßnahme Rechnung tragen“ müssen, 

· sind alle Vorschläge der Kommission im Hinblick auf die Auswirkungen auf die von den Mitgliedstaaten zu erlassenden Rechtsvorschriften einschließlich regionaler Rechtsvor​schriften zu begründen,

· können in das Frühwarnverfahren, das den nationalen Parlamenten eine neue Rolle in der EU zuerkennt, auch die regionalen Parlamente einbezogen werden,

· ist der Minderheitenschutz, ein wesentlicher Beitrag zur Friedenssicherung, als europäisches Grundrecht verankert. 

Gerade wegen ihrer Funktion bei der Rechtsumsetzung und als Gesetzgeber haben die Regionen berechtigterweise Anspruch auf eine umfassendere Einbindung in den EU-Ent​scheidungsfindungsprozess erhoben. Nur so können sie ihre Erfahrungen bei der Imple​mentierung einsetzen und damit die Qualität des europäischen Rechts verbessern. Zugleich wird dadurch ein – zumindest teilweiser – Ausgleich für die aus dem fortschreitenden europäischen Integrationsprozess resultierende Einschränkung ihrer Handlungsmöglichkeiten geschaffen. 

Die Regierungschefs der Arge Alp werten die von der Europäischen Kommission gesetzte Initiative des ersten strukturierten Dialogs mit den Präsidenten der Verbände der europäischen und nationalen Gebietskörperschaften als positiv. Die Kommission hat damit einen ersten Schritt zur Umsetzung der neuen Subsidiaritätsbestimmungen gesetzt, noch vor diese in Kraft getreten sind. Allerdings sind die Regierungschefs der Ansicht, dass für eine substanzielle Einbeziehung der regionalen und lokalen Dimension in die europäische Rechtsetzung der strukturierte Dialog erheblich zu vertiefen ist. 

Für die Europäische Kommission muss es von Interesse sein, bei der verpflichtenden Prüfung der Auswirkungen von Rechtsakten Informationen zu bekommen, die nicht einen „europäischen Kompromiss“ darstellen, sondern die unterschiedlichen Gegebenheiten in den Mitgliedstaaten reflektieren. Die Regierungschefs fordern die Kommission daher auf, die gesetzgebenden Regionen direkt zu konsultieren, zumal diese in vielen Fällen einzige und damit höchste gesetzgebende Ebene im Mitgliedstaat sind.

Auch sind, um die von europäischer Ebene vorgesehenen Mitwirkungsmöglichkeiten tatsächlich nutzen zu können, die innerstaatlichen Mitwirkungsverfahren der Regionen an die geänderten Rahmenbedingungen anzupassen. Die Regierungschefs der Arge Alp fordern die Mitgliedstaaten auf dafür zu sorgen, dass die Regionen von den neuen Mitwirkungsrechten in der Subsidiaritätsprüfung und vom Klagerecht beim Europäischen Gerichtshof umfassend Gebrauch machen können.

Die Regierungschefs der Arge Alp weisen darauf hin, dass der EU-Verfassungsvertrag die EU-Zuständigkeiten erweitert. Der EU werden dabei auch Zuständigkeiten übertragen, die von den Mitgliedstaaten ausreichend selbst erledigt werden können und für die keine Notwendigkeit zentraler Entscheidung besteht, wie z.B. im Bereich der Daseinsvorsorge. Die Reformforderung nach Konzentration der EU auf Kernaufgaben muss deshalb bei künftigen Vertragsänderungen und bei der Ausgestaltung des Sekundärrechts weiter verfolgt werden.

